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Einleitung

I. Problemstellung

Die erste Idee zu dieser Arbeit entstand im Jahr 2017 während der An­
waltsstation meines juristischen Referendariats, welche ich bei einem Ham­
burger Strafverteidiger absolvierte. In einem der Verfahren betreuten wir ei­
nen Mandanten, der während seiner Festnahme schwer verletzt worden war. 
Der Mandant wurde zunächst in einem allgemeinen Krankenhaus versorgt 
und nach Anordnung der Untersuchungshaft in das Hamburger Vollzugskran­
kenhaus (Zentralkrankenhaus) verlegt. Aufgrund der Schwere seiner Verlet­
zungen wurde er dort mehrere Wochen ärztlich behandelt. Unter anderem 
wurde er im Zentralkrankenhaus auch durch eine dort angestellte Psycholo­
gin untersucht und betreut. Die betreuende Psychologin übersandte sodann 
ohne vorherige gerichtliche Aufforderung oder gerichtlichen Auftrag eine Art 
Stellungnahme an das Gericht und die Staatsanwaltschaft. In dieser Stellung­
nahme äußerte sie sich zu der aktuellen psychischen Verfassung des Mandan­
ten, gab ihre fachliche Einschätzung und empfahl die nach ihrer Ansicht 
notwenigen rechtlichen Schritte. Insbesondere zweifelte sie an der Schuldfä­
higkeit des Mandanten, welche zuvor zu keinem Zeitpunkt in Frage gestan­
den hatte.

Aus der Perspektive der Verteidigung war in diesem Zusammenhang zu­
nächst zu überprüfen, ob die betreffende Psychologin wegen ihrer Mitteilun­
gen nach § 203 StGB angezeigt werden konnte und ob die von ihr getätigten 
Aussagen im gerichtlichen Verfahren verwertet werden dürften. Nachdem 
seitens der Verteidigung einer Verwertung der Angaben zunächst unter Hin­
weis auf § 203 StGB widersprochen wurde, entgegnete die Staatsanwalt­
schaft, dass bereits kein Verstoß gegen § 203 StGB vorgelegen hätte, und 
verwies auf § 114e StPO1. Die Staatsanwaltschaft war sogar der Ansicht, 

1  § 114e Übermittlung von Erkenntnissen durch die Vollzugsanstalt
�1Die Vollzugsanstalt übermittelt dem Gericht und der Staatsanwaltschaft von Amts 

wegen beim Vollzug der Untersuchungshaft erlangte Erkenntnisse, soweit diese aus 
Sicht der Vollzugsanstalt für die Erfüllung der Aufgaben der Empfänger von Bedeu­
tung sind und diesen nicht bereits anderweitig bekannt geworden sind. 2Sonstige Be­
fugnisse der Vollzugsanstalt, dem Gericht und der Staatsanwaltschaft Erkenntnisse 
mitzuteilen, bleiben unberührt.
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dass die betreffende Psychologin aufgrund ihrer Tätigkeit im Untersuchungs­
haftvollzug nach § 114e StPO zu derartigen Mitteilungen verpflichtet sei.2

Im Rahmen meiner Referendarstätigkeit sollte ich die Rechtsauffassung 
der Staatsanwaltschaft prüfen, insbesondere, ob § 114e StPO für die betref­
fende Psychologin überhaupt gelten konnte, da diese Norm nur eine generelle 
Verpflichtung der Vollzugsanstalt zu Mitteilungen normiert. Insbesondere 
sollte ich begutachten, ob schweigepflichtige Personen, welche in der Voll­
zugsanstalt tätig sind, durch diese Norm zu einer Offenbarung der ihnen im 
Rahmen ihrer Berufsausübung bekannt gewordenen Tatsachen berechtigt 
oder sogar verpflichtet sein könnten.

Die Ergebnisse meiner Recherchen waren insgesamt wenig zufriedenstel­
lend, da zum damaligen Zeitpunkt kaum Literatur zu § 114e StPO vorhanden 
war. Die Frage, wer genau in § 114e S. 1 StPO mit dem Begriff „Vollzugsan­
stalt“ gemeint, wer demnach Adressat der Regelung sein kann, wurde in der 
Literatur zwar behandelt, allerdings vorwiegend im Zusammenhang mit der 
Frage der Verfassungsmäßigkeit der Norm.3 Die weitergehende Problemstel­
lung, ob die Norm auch für Berufsgeheimnisträger anwendbar ist oder nicht, 
wurde zu diesem Zeitpunkt an keiner Stelle eindeutig erwähnt.

Die vorliegende Arbeit soll einen Betrag dazu leisten, die eingangs be­
schriebene Fallkonstellation und entsprechende Fälle lösbarer zu machen. 
Die sich zunächst aufdrängende Forschungsfrage ist diejenige, ob die in 
§ 114e S. 1 StPO normierte Mitteilungspflicht für alle in der Vollzugsanstalt 
tätigen Personen gelten kann. Insbesondere stellt sich die Frage, ob auch 
Ärzte, Psychotherapeuten sowie die Mitarbeitenden der weiteren Fach­
dienste4, vornehmlich also Personen, die beruflich zur Verschwiegenheit 
verpflichtet sind, in dieser Konstellation einer Pflicht zur Mitteilung unter­
worfen sind. Zu untersuchen ist in diesem Zusammenhang, ob diese Personen 
durch eine Norm der Strafprozessordnung zum Reden verpflichtet werden 
können.

2  Im Rahmen meiner Tätigkeit konnte Einsicht in die entsprechenden Akten ge­
nommen und an der Verhandlung teilgenommen werden. Aus Gründen des Daten­
schutzes wird an dieser Stelle jedoch von einem quellenmäßigen Beleg abgesehen.

3  S. hierzu ausführlich 3. Kapitel C. vor I.
4  Die Fachdienste umfassen neben dem ärztlichen und psychologischen Dienst 

auch die Seelsorge sowie den pädagogischen und sozialen Dienst, vgl. § 155 Abs. 2 
StVollzG.
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II. Gang der Untersuchung

Die Forschungsfrage dieser Arbeit wurde auf eine möglicherweise beste­
hende Verpflichtung von Anstaltsärzten5 beschränkt. Die Eingrenzung ist 
unter anderem deswegen sinnvoll und zielführend, da die Schweigepflicht 
von Ärzten im Strafvollzug bereits umfassend in der Literatur behandelt und 
somit grundsätzliche Fragen bereits untersucht wurden.6 Zudem bestehen 
ausführliche Sonderbestimmungen in Bezug auf die ärztliche Versorgung in­
nerhalb des Vollzugs.7 Die Offenbarung von Anstaltsärzten im Vollzug ist 
darüber hinaus besonderen Voraussetzungen und Privilegien unterworfen, 
welche für die übrigen schweigepflichtigen Mitarbeitenden der Fachdienste 
nicht gelten.

Um die aufgeworfene Forschungsfrage beantworten zu können, beschäftigt 
sich diese Arbeit zu Beginn mit den rechtlichen Grundlagen des ärztlichen 
Schweigens und Redens sowie dem Umfang der ärztlichen Schweigepflicht. 
Im ersten Kapitel wird zunächst ein kurzer Blick auf die Historie der ärztli­
chen Schweigepflicht geworfen und sodann die Rechtsquellen der Schweige­
pflicht aufgezeigt. Die Darlegung der Historie und der Rechtsquellen sollen 
die grundlegende Bedeutung der ärztlichen Schweigepflicht für die Berufs­
ausübung von Ärzten und die Entstehung einer vertrauensvollen Arzt-Patien­
ten-Beziehung vermitteln.

Im Anschluss werden ausgewählte gesetzlich normierte Offenbarungs­
pflichten dargestellt. Dabei wird jeweils der Umfang der zu offenbarenden 
Tatsachen sowie der Grund für die Offenbarung eingehend beschrieben. An­
schließend werden besondere Offenbarungspflichten von Ärzten in bestimm­
ten Tätigkeitsbereichen untersucht. So unterliegen einige Ärzte, aufgrund 
ihres besonderen Anstellungsverhältnisses, auch besonderen Offenbarungs­
pflichten. Hierzu werden beispielhaft die besonderen Pflichten von Amtsärz­
ten, Musterungs- und Truppenärzten, Betriebsärzten sowie Anstaltsärzten 
aufgezeigt.

Darauffolgend werden einige, für alle Ärzte geltende, Offenbarungsbefug­
nisse behandelt. In diesem Zusammenhang wird unter anderem die Entbin­
dung von der Schweigepflicht wie auch der rechtfertigende Notstand gemäß 

5  Der Begriff der Anstaltsärzte beschreibt die für die medizinische Versorgung 
zuständigen hauptamtlichen Ärzte innerhalb der Justizvollzugsanstalt; s. hierzu aus­
führlich 1. Kapitel B.II.5.

6  Vgl. hierzu unter anderem Bast, Die Schweigepflicht der Ärzte, Psychologen und 
Sozialarbeiter im Strafvollzug, 2003; Feest, in: Keppler/Stöver, Gefängnismedizin, 
S. 41 f.; Tag, in: Hillenkamp/Tag, Intramurale Medizin, S. 89 (90); Ulsenheimer, in: 
Laufs/Kern/Rehborn, ArztR-HdB § 144 Rn. 11.

7  S. hierzu ausführlich 1. Kapitel B.II.5. sowie 3. Kapitel B.


